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3. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

Grundstücksgrenze vorgeschlagene Garagenzufahrt

gepl. Grundstücksgrenze private Gartenflächen

Flurstücknummer best. Böschungsflächen

Parzellennummer Sickermulden

amtl. Überschwemmungsgebiet
(nachrichtliche Übernahme  Höhenschichtlinien gem.
HQ100 lt. Hochwasserge- Geoportal 2018
fahrenkarte BLfU) 

vorhandene Gebäude Spielplatz

Gebäudevorschlag Maßangaben in Metern

Hauptversorgungs- und
unterirdisch öffentlicher Parkplatz

Parkanlage privater Parkplatz

Überschwemmungsbereich Tiefgarage  

Firstrichtung  Sichtdreieck   

4.6. HÖHENLAGE UND HÖHEN
4.6.1 Höhenlage der Hauptgebäude

Oberkante des Erdgeschoss - Rohfußbodens (OK RFB)  maximal 20 cm über dem jeweiligen Höhen-
festpunkt an der Erschließungsstraße. 

4.6.2 Wandhöhen

bei III max. 6,70 m
bei IV max. 9,50 m 

4.7. GELÄNDEVERÄNDERUNGEN - STÜTZMAUERN
4.7.1 Aufschüttungen und Abgrabungen sind zur Herstellung  des Geländeniveaus gemäß festgelegten

Höhenfestpunkte zulässig. Im Übrigen sind sie auf das notwendige Maß zu beschränken. 
Böschungen sind nur mit einer Neigung von max. 1:2 (Höhe:Breite) zulässig. 

4.7.2 Stützmauern sind nur mit einer Höhe von 1,00 m  zulässig. Höhen gelten für Stützmauern ab 
natürlichem Gelände.
Die Stützmauern sind zu hinterpflanzen.

4.8. EINFRIEDUNGEN
Einfriedungen zu öffentlichen Wohnwegen sind mit Holz- und Metallzäunen mit überwiegend 
senkrechten Stäben bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Sichtbare Zaunsockel sind 
unzulässig.   

4.9. GRÜNORDNUNG
4.9.1 Öffentliche Grünflächen

Es sind mind in der festgesetzten Stückzahl Laubbäume in der Mindestqualität Hochstamm, 3 x ver-
pflanzt, StU 16-18 cm sowie mind. im zeichnerisch festgesetzten Umfang Hecken mit Sträuchern der
Mindestqualität Strauch 2 x verpflanzt, Höhe 60-100 cm zu pflanzen.
Die Baum- und Heckenstandorte sind innerhalb der Flächen veränderbar.
Die öffentlichen Grünflächen sind mit einer artenweisen Wiesenmischung (Saatgut autochthoner 
Herkunft des Gebiets 16: Unterbayerische Hügel- und Plattenregion) einzusäen. 
Neben den festgesetzten Baumpflanzungen ist der Uferbereich des Kurlturgrabens mit dem Lebens-
raum entsprechenden Pflanzungen, Steinsetzungen und kleinteiligen, höhentechnischen ufer-
strukturierenden Maßnahmen zu gestalten.

4.9.2 Private Grünflächen 
Für private Grünflächen sind je angefangene 500 m² ein Baum II./III. Ordnung oder ein Obstbaum
zu pflanzen.

Pflanzlisten und Mindestqualitäten
Bäume, Mindestpflanzqualität Hochstamm, 3xv m.B (mit Ballen), StU (Stammumfang) 16-18 cm

Feld-Ahorn Acer campestre Schedische Mehlbeere Sorbus intermedia
Spitz-Ahorn Acer platanoides Silber-Linde Tilia tomentosa
Sand-Birke Betula pendula Blumen-Esche Fraxinus ornus
Hainbuche Carpinus betulus Hopfen-Buche Ostrya carpinifolia
Vogel-Kirsche Prunus avium
Stiel-Eiche Quercus robur
Heimische Obstbäume

Sträucher, Mindestpflanzqualität: v. Str. (verschulte Sträucher), 3-4 Tr. (Triebe)., 
60-100 (Pflanzgröße cm)

Kornelkirsche Cornus Mas

Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Haselnuss Corylus avellana
Liguster Ligustrum vulgare
Wein-Rose Rosa rubinginosa
Wollinger Schneeball Viburnum lantana
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus

2.4. BAUWEISE, BAUGRENZE

Höhenfestpunkt Parz.Nr nur Einzelhäuser zulässig

.Baugrenze nur Doppelhäuser zulässig

Abgrenzung unterschiedliches nur Reihenhäuser zulässig
Maß der baulichen Nutzung

Bauraum für Garagen/
Carports/Stellplätze/Fahrräder

2.5. ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHEN

öffentliche Verkehrsfläche 
mit Straßenbegrenzungsline

2.6. GEMEINBEDARFSLÄCHEN. - EINRICHTUNGEN UND -ANLAGEN

Trafostation

2.7 GRÜNFLÄCHEN

öffentliche Grünfläche; Park- mit Spielanlage

zu pflanzender Baum zu pflanzender Strauch
(s. Pflanzlisten) (s. Pflanzlisten)

 bestehende Bäume Gehölzbestand,
zu erhaltend kann entfernt werden

Baum Bestand,
kann entfernt werden
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4. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 
4.1 ANZAHL DER WOHNEINHEITEN

je Einzelhaus max. (X) Wohneinheiten zulässig (sh. Nutzungsschablone)
je Doppelhaushälfte ist max. 1 Wohneinheit zulässig

4.2 BAUWEISE
Es wird offene Bauweise festgesetzt

4.3 ABSTANDSFLÄCHEN
Die in der Planzeichnung festgesetzten Grenzabstände sind einzuhalten.  
Die Abstandsflächen nach der BayBO bzw. der Satzung der Stadt Moosburg brauchen nicht nachge-
wiesen werden, wenn die Festsetzungen zu Baugrenzen, Höhenlage und Zahl der zulässigen Vollge-
schosse eingehalten werden.

4.4. BAUGESTALTUNG
4.4.1 Grelle Fassadenanstriche sind nicht zulässig.

4.4.2 Doppelhaushälften sind profilgleich zu errichten. Die Bautiefe der Hauptbaukörper von Doppelhäusern 
wird mit exakt 12,00 m festgesetzt. 

4.4.3 Dachform: gleichgeneigte Satteldächer mit mittigem First (SD), 
Die Firste der Dächer müssen in Längsrichtung des Gebäudes verlaufen

4.4.4 Dachneigung: bei III:  25° - max. 35 °
bei IV: 15° - max. 25 ° 
Doppelhäuser zwingend 35°

4.4.5 Dachaufbauten:Die Gesamtlänge der Dachaufbauten (einschl. Zwerchgiebel) pro Dachseite darf max. 
35 % der Gebäudelänge betragen. Das Dach der Gauben und Zwerchgiebel muss

 mindestens 1,00 m unter dem First des Hauptgebäudes einbinden. 
Bei Dachneigungen unter 35° werden Dachaufbauten nicht zugelassen. 
Dacheinschnitte, Aufzugsüberfahrten und Treppenhausgauben sind nur bei 
Parzellen 63 A und 63 C zulässig.

4.4.6 Dachdeckung: Für die Dachdeckung sind naturrote, rotbraune hell- und dunkelgraue Dachziegel oder
 Betondachsteine zu verwenden. Glänzende Oberflächen sind unzulässig. Hiervon ab-

weichend werden Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie allgemein zuge-
lassen.

4.5. GARAGEN UND NEBENGEBÄUDE
4.5.1 Garagen (auch Carports) und offene Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 
4.5.2 Garagen sind mit der dem Dach des Hauptgebäudes entsprechenden Dachform und -neigung zu 

errichten. Flachdächer werden  unabhängig von der Dachform des Hauptgebäudes zugelassen. 
4.5.3 Bei aneinander gebauten Garagen hat sich der Nachbauende bezüglich Wandhöhe und des Gelände-

niveaus nach dem Erstbauenden zu richten. Eine Terrassennutzung der Garagendächer ist unzulässig.
4.5.4 Im Bereich der Garagenzufahrten ist ab der straßenseitigen Grundstücksgrenze ein mind. 5,0 m tiefer 

Stauraum vorzusehen
4.5.5 Nebengebäude sind mit einer Grundfläche von max. 12 m² auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

E

177/2

450.00

37

GA

12,00

Die Wandhöhe ist von Höhenbezugs-
punkt bis zum Schnittpunkt 
der verlängerten Außenkante Mauer-
werk mit der OK Dachhaut zu messen.

5.3.3 Abwasserbeseitigung - Trennsystem
5.3.3.1 Privatgrundstücke

Oberflächen-Niederschlagswasser
Unverschmutztes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück oberflächennah zu versickern.
Dabei sollten versiegelte Flächen auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt werden. Grund-
stückszufahrten müssen auf dem Privatgrundstück entwässert werden.
Das Niederschlagswasser ist vorrangig oberirdische über die sog. belebte Bodenzone (begrünte
Flächen, Mulden und Muldenrigolenelemente) zu versickert.
Bei der Versickerung in das Grundwasser sind die "Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten
von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)" einzuhalten.
Der Mindestabstand der Sohle des Sickerelements zum anstehenden Grundwasser beträgt gem.
TRENGW 1 Meter.
Nicht sickerfähige Böden unter den Mulden oder Rigolen sind bis zum anstehenden Kiesboden durch 
sickerfähiges Material zu ersetzen.
Die Grundstücksentwässerungsanlage muss nach den anerkannten Regeln der Technik erstellt werden.
Auf die Veröffentlicheung des Landesamtes für Umwelt "Praxisratgeber für den Grundstückseigen-
tümer, Regenwasserversickerung - Gestaltung von Wegen und Plätzen" wird verwiesen. 
Es wird empfohlen, Regenwasser in Zisternen zu sammeln.

5.3.3.2 Öffentlicher Grund
Oberflächen-/Niederschlagswasser: (sh. Niederschlagswasserkonzept IB Ferstl) 
Das Niederschlagswasser aus den öffentlichen Flächen ist nach den gültigen technischen Richtlinien
der TRENGW, der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung, der ATV A 138 (Planung, Bau und 
Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) und dem Merkblatt DWA M 153
(Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) zu reinigen und in den Untergrund zu 
Versickern.
Der geforderte Mindestabstand von 1,0 m von Versickerungsanlagen zum Grundwasserspiegel ist zu
beachten und einzuhalten. Grünflächen dürfen auch muldenförmig ausgebildet werden, um gegeben-
enfalls als Sickermulde zu dienen. 

5.3.3.3 Schmutzwasser nach örtlicher Satzung

5.4 Regenerative Energiequellen
Die Versorgung der Gebäude mit Wärme bzw. Elektrizität sollte so weit möglich aus regenerativen
Energiequellen erfolgen. Es wird empfohlen, Solarenergie zu nutzen.

5.5 Abfallentsorgung
Von den Anliegern der Stichstraßen müssen die Mülltonnen am Abholtag an der Erschließungs-
straße bereitgestellt werden.

5.6 Denkmalschutz
Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung zutage treten, unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 
DschG und müssen dem Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. 

5.7 Emissionen
Durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen kann es zu unvermeidbaren Lärm-, Staub
und Geruchsemissionen kommen, die sich auch auf das Baugebiet auswirken können. Soweit 
Emissionen unvermeidlich sind (z. B. Nachtarbeit zur Erntezeit) sind diese zu tolerieren. Die augen-
blicklich im Bebauungsplangebiet vorhandene Tierhaltung wird aufgegeben.
Flugplatz
Emissionen (z. B. Lärmemissionen) aus dem Flugbetrieb des angrenzenden, genehmigten Flugplatz 
"Auf der Kippe" sind zu tolerieren.

5.8 Luft-Wärme-Pumpen
Sollten Luftwärmepumpen für die Beheizung bzw. Warmwasserbereitung eingesetzt werden, ist darauf
zu achten, daß die Anlage möglichst auf der, dem Nachbarn abgewandten Seite aufgestellt wird. Der
gesetzlich vorgeschriebene Immissionsrichtwert der TA Lärm von 40 dB(A) muss nachts unter Berück- 
sichtigung von Reflexionen oder tieffrequenten Geräuschen beim nächstgelegenen Nachbarn einge-
halten werden.

5.9 Strassenverkehr - Sichtdreiecke
Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen neue Hoch- 
bauten nicht errichtet werden; Wälle Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie 
Stapel, Haufen o. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt 
werden, wenn sie sich mehr als 80 cm über die Fahrbahnebene erheben. Ebensowenig dürfen dort 
genehmigungs- oder anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder 
hinterlegt werden, die diese Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. 
Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen.

5.10 Erschließung:
Telekommunikation:
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 - siehe hier u.a. Abschnitt 3 
und 6 - zu beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden.
Strom:
Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Arbeiten, dazu zählen auch das Pflanzen von Bäumen und 
Sträuchern, verweisen wir auf das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsor- 
gungsanlagen", herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen. 
Auf jeden Fall ist vor Beginn von Erdarbeiten eine Planauskunft einzuholen.  
Trinkwasser u. Entwässerung
Alle Gebäude sind an das öffentliche Kanalnetz sowie an die öffentliche Trinkwasserleitung 
anzuschließen. Baumpflanzungen auf den Trinkwasserleitungen sind nicht gestattet.

5.11 Naturschutz
Gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG sind Gehölzschnitte in der Zeit vom 1. März bis 30. September
verboten.
Eventuell notwendige Baumschutzmaßnahmen  sind nach DIN 18290, RAS-LP4 und ZTV Baum-
pflege durchzuführen.

5.12 Garagendächer
Begrünte Flachdächer sind erwünscht. 

5.13 Schutz des Oberbodens  
Gemäß § 4 Abs. 1 BBodSchG sowie §§ 1, 202 BauGB sind bei allen Bau- und Planungsmaßnahmen 
die Grundsätze des schonenden uns sparsamen Umgangs mit Boden zu beachten.
Es wird darauf hingewiesen, dass der im Zuge der Baumaßnahme anfallende Erdaushub möglichst im 
Plangebiet zu verwerten ist. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu 
beschränken. Sollten Bodenverunreinigungen feststellbar sein, ist das Landratsamt Freising unverzüg-
lich zu verständigen und die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

5.14 Abstände angrenzende landwirtschaftliche Flächen
Um den Nachteil einer künftigen Beschattung durch Bäume auszugleichen, ist ein Mindestabstand 
von 4 Metern zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen einzuhalten.

5.15 Vorschläge zur Pflanzenauswahl
Die planerische Vorgabe einer gesamtheitlichen ökologischen Gemeindeentwicklung beinhaltet
auch die Verwendung vorwiegend heimischer oder naturnaher Pflanzen bei der Durchführung
öffentlicher oder privater Freifläächen. Neu zu erstellende Pflanzungen sollen einen naturnahen
Charakter erhalten. Dies gilt insbesondere auf Flächen im Übergang zur freien Landschaft. Wo
möglich ist auch Spontanvegetation ein Raum zur Entwicklung zu geben. Die Pflanzenlisten für
den privaten Bereich stellen lediglich eine Auswahl geeigneter Pflanzen dar, ohne Anspruch auf
Vollständigkeit. Pflanzausschlüsse sind in den Festsetzungen zu enthalten. Weitere planerische
Vorgaben sind in der Begründung enthalten.

5.16 Zum Schutz der Avifauna wird auf UV-arme Leuchtmittel hingewiesen
(LED-Leuchten unter 3000 Kelvin/Amber-LEDs unter 2200 Kelvin).
Verzicht auf Kugelleuchten und ungerichtetem frei strahlendem Beleuchtungsbereich.
Hauptstrahlwinkel der Leuchten liegt unter 70°. Leuchtkörper sind "Insektendicht" auszuführen.
Auf die Broschüre "Vogelschlag an Glasflächen" (LfU 2019) wird verwiesen.

Ü

2. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
2.1 GELTUNGSBEREICH

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

2.2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 und 2 Nr. 2 BauGB, § 1 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO;

Die Ausnahmen § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil dieses Bebauungsplans

2.3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB)

Die maximale Grundfläche (GR max.) bezieht sich auf den Hauptbaukörper
Untergeordnete Baukörper wie Terrassen, Balkone, Erker, Wintergärten o. ä. dürfen ausschließlich 
innerhalb des dargestellten Baufensters errichtet werden. 

Die in der Tabelle unter 2.3 festgesetzten maximal zulässigen Grundflächen in m² für Hauptanlagen 
dürfen durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen um bis zu 
einer Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden.

Wandhöhen sh. Pkt. 4.6.2:  Festsetzungen durch Text.
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5. HINWEISE DURCH TEXT
5.1 Maßentnahme

Die Planzeichnung ist für Maßentnahmen nur bedingt geeignet. Bei der Vermessung sind etwaige
Differenzen auszugleichen.

5.2 Elektroanschluss
Die geplanten Gebäude werden über Erdkabel und Verteilerschränke an das Versorgungsnetz des
Netzbetreibers angeschlossen. 

5.3 Wasserwirtschaft
5.3.1 Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies ist besonders

im Bauzustand zu beachten.
Sollten sich im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen als notwendig erweisen, sind 
diese in wasserechtlichen Verfahren zu beantragen.
Sollten im Bereich des Bebauungsplanes Altlastenverdachtsflächen bzw. ein konkreter Altlastenver-
dacht oder sonstige Untergrundverunreinigungen bekannt sein bzw. werden, sind diese im Einver-
nehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt München zu erkunden, abzugrenzen und ggfs. sanieren
zu lassen.
Keller sollten wasserdicht ausgeführt und Heizölbehälter gegen Auftrieb gesichert werden.

5.3.2 Grundwasser
Sofern Grund-, Hang- bzw. Schichtwasser ansteht, sind die baulichen Anlagen im Grundwasser-
bereich fachgerecht gegen drückendes Wasser zu sichern. Auf die Anzeigepflicht gem. Art. 34
BayWG bei der Freilegung von Grundwasser bzw. die Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen
gem. Art. 17 bzw. 17 a BayWG wird hingewiesen.
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VERFAHRENSVERMERKE:

1. Der Stadtrat der Stadt Moosburg a.d. Isar hat in der Sitzung vom 12.12.2016 die Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
16.12.2016 ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB) Der Bebauungsplan sollte im 
beschleunigten Verfahren nach § 13b Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. 

2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ nach § 13b BauGB in der 
Fassung vom 28.02.2019 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.04.2019 bis einschließlich 05.06.2019 beteiligt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ nach § 13b BauGB in der Fassung 
vom 28.02.2019 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.04.2019 bis 
einschließlich 05.06.2019 öffentlich ausgelegt. Die öffentliche Bekanntmachung wurde 17.04.2019 
ortsüblich bekanntgemacht.

4. Mit Beschluss des Stadtrates vom 21.10.2024 wurde beschlossen den Bebauungsplan nicht mehr im 
beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB aufzustellen, sondern im Regelverfahren nach § 2 
BauGB. Die bereits durchgeführte Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die bereits durchgeführte Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB werden als Beteiligungen nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB angesehen. 

4.1 Mit Beschluss des Stadtrates vom 25.03.2026 wurde der Entwurd des Bebauungsplans Nr. 66
"Oberes Gereuth Nordost" i. d. F. vom 26.02.2026 gebilligt.

5. Zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ i.d.F. vom __________________ 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
__________________ bis einschließlich _________________________ erneut beteiligt.

6. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ i.d.F. vom ___________________ 
wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __________________ bis 
einschließlich ___________________ erneut öffentlich ausgelegt. 

7. Die Stadt Moosburg a.d. Isar hat mit Beschluss des Stadtrats vom _________________ den 
Bebauungsplan Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 
______________ als Satzung beschlossen.

Moosburg, den ___________________

-Siegel- ________________________________
Maximilian Mader
Erster Bürgermeister

Ausgefertigt:
Moosburg, den ___________________

-Siegel- ________________________________
Maximilian Mader
Erster Bürgermeister

8. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 66 „Oberes Gereuth Nordost“ wurde am 
________________ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der Bebau-
ungsplan wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in 
Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 
und 215 BauGB wird hingewiesen. 

Moosburg a.d. Isar, den _______________________

-Siegel- _______________________________
Maximilian Mader
Erster Bürgermeister

4.9.3 Grünordnerisch festgesetzte Gehölze sind dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei Abgang in der
festgesetzten Art und Qualität zu ersetzen. Die Pflanzstandorte für zur Erhaltung festgesetzter Ge-
hölze sind bei Abgang ebenfalls innerhalb der Fläche zu ersetzen.

4.9.4 Alle Pflanzungen im öffentlichen Bereich mit Ausnahme von Straßenbäumen sind im Zuge der 
Erschließungsmaßnahmen durchzuführen.

4.9.5 Geplante Rodungs- und Rückschnittmaßnahmen haben außerhalb der gesetzlichen Schonzeit, also nur 
in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. zu erfolgen.

4.9.6 ARTENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN
Konfliktvermeidende Maßnahmen:
Es sind Maßnahmen zur Vermeidung der Gefährdung von geschützten Tier und Pflanzenarten 
durchzuführen (§44 Abs. 1 i.v. m. Abs. 5 BNatSchG):
Freimachung des Baufeldes (=gesamte Baugebietsfläche für die Erschließungsmaßnahmen des 
Baugebiets) einschl. Abriss von Gebäuden und Fällung von Bäumen außerhalb der Brutzeit von Vögeln,

 also nur von 1. Oktober bis 28. Februar.
Ausgleichende Maßnahmen:
Anbringen von Ersatznistkästen vor Abriss bis zum Ende der Bauzeit
Anbringen von 10 Nistkästen bzw. Schwalben-Nisthilfen im Fassadenbereich unmittelbar unterhalb von
Dächern.
Aufhängen von 10 Vogelnistkästen mit Höhlen und Halbhöhlen sowie Fledermauskästen.
Strukturanreicherung durch Pflanzung einer Landschaftshecke am Südrand des Planungsgebiets.

4.9.7 Schutzmaßnahmen Kulturgraben
Der Kulturgraben ist durch topografische Anordnungen und anderen Schutzmaßnahmen vor Einbrin-
gen verschmutzten Tagwassers zu schützen (Wasser der Straßenräume, Dachwasser, Bauwasser)
Dies gilt auch während der Erschließungsbaumaßnahmen und bei einzelnen Vorhaben auf Grund- 
stücken.

4.9.8 Ausgleichsmaßnahmen
Der im Rahmen der Eingriffsregelung für bauliche Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a
BauGB erforderliche Ausgleich wird gemäß Bebauungsplan mit dem Ökokonto Ampertal I ÖFK-Lfd-Nr. 
177725 ausgeglichen. Des Weiteren werden Flächen auf dem Flurstück 148 Gemarkung Thonstetten, 
auf dem Flurstück 622 Gemarkunt Thonstetten sowie auf dem Flurstück 297 Gemarkung Niederambach 
verwendet.
Die dingliche Sicherung ist mit dem Satzungsbeschluss vorzulegen, ebenfalls die Meldung gemäß
Art. 9 BayNatschG (Ökokataster). Die Maßnahmen auf externen Flächen sind sofort nach Satzungs- 

             beschluss des gegenständlichen B-Plans herzustellen.

4.9.9 STELLPLÄTZE
KFZ- Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Moosburg a. d. Isar vom 03.05.2023 zu-
letzt geändert durch Satzung vom 23.09.2025 erforderlich. Einzelne Stellplätze sind auch außerhalb der 
Baufenster zulässig.
Fahrradabstellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Moosburg a. d. Isar in der Fassung 
vom 23.06.2021 erforderlich.
Alle Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. wassergebundene Decke, Schotterrasen,
Rasensteine u.s.w.) herzustellen.

4.9.10  NIEDERSCHLAGSWASSER
Anfallendes Niederschlagswasser der Bauparzellen darf nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungs-
anlage eingeleitet werden.

4.9.11 VERSORGUNGSLEITUNGEN UND TECHNISCHE NEBENANLAGEN
Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

PRÄAMBEL
Die Stadt Moosburg a. d. Isar, Landkreis Freising, erlässt gemäß
- § 2 Abs. 1 und §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) neugefasst in der Bekanntmachung vom 
  03.11.2017 (BGBl. l S. 3634) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2023 (BGBl. I S. 2023 I 394);
- § 11 BNatSchG in Verbindung mit Artikel 4 des Gesetze über den Schutz der Natur, die Pflege der Land-
  schaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23.02.2011  
  (GVBI. S. 82 BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 87 vom 04.06.2024 (GVBI. S. 98) und § 18
  Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
  Gesetzes vom 08.05.2024 (BGBI. 2024 I NR. 153);
- Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
  088.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 vom 04.06.2024 (GVBl. S. 98):
- Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. der  Bekanntmachung vom 14. 08.2007 (GVBl. S. 588), 
  zuletzt geändert durch Art. 13 a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBl. S. 371);
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) neugefasst 
  durch Bekanntmachung vom 21.11 2017 (BGBl. I S. 3786); zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
  03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);
- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung
  - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI.
  I S. 1802) geändert worden ist,

diesen Bebauungsplan "Oberes Gereuth Nord-Ost " als Satzung. 

Maßstab 1:2.500
0 2 5 5 0 7 5

Meter

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung
Freising

Gemarkung: Moosburg a.d.Isar

Digitale Flurkarte

Erstellt am: 20.11.2018

Vervielfältigung nur in analoger Form für den eigenen Gebrauch.
Zur Maßentnahme nur bedingt geeignet.

ÜBERSICHTSLAGEPLAN    M 1:2500

IS
AR


	Lay-1 [B-Plan]

